
EDITORIAL
Liebe Leserin, lieber Leser! Beim Lesen der Tagespresse über den Münsteraner Fall und seiner angeblichen

Handhabung durch das Familiengericht kommt einem sofort der Staufener Miss-
brauchsfall ins Gedächtnis: Auch in Münster soll das Familiengericht trotz erhebli-
cher einschlägiger Vorstrafen des Partners der Mutter wegen Verbreitung kinder-
pornographischen Materials keine Notwendigkeit für ein familiengerichtliches
Einschreiten gesehen haben. Zweimal soll das Familiengericht sich mit dem Fall be-
fasst haben: Es soll weder das Kind angehört noch einen Verfahrensbeistand be-
stellt haben; zudem soll es einen Hinweis an das Jugendamt mit dem Inhalt gerich-
tet haben, die Familie nicht mehr zu behelligen. Leider macht das Münsteraner
Familiengericht (bis jetzt) seine Vorgehensweise nicht transparent und setzt damit
den Spekulationen über die Gestaltung seines Verfahrens kein Ende. Auch eine
fachlich hochkarätige „Clearingstelle“ soll keine Notwendigkeit für familiengericht-
liche Maßnahmen gesehen haben, weil nicht eindeutig habe festgestellt werden
können, ob der Partner der Mutter und Hauptverdächtige im Haushalt der Mutter
wohnte. Unklar ist auch, ob die Verfahren beim Familiengericht – wie es unab-
dingbar ist – förmlich mit rechtsmittelfähigen Entscheidungen abgeschlossen wur-
den. Um aus möglichen Fehlern von Behörden und Justiz zu lernen, bedarf es einer
unabhängigen Aufklärung.
Aus kindschaftsrechtlicher Sicht lohnt vor diesem Hintergrund der Blick in den
Koalitionsvertrag für die laufende Legislaturperiode. Vereinbart wurde die Einfüh-
rung von „Kinderrechte(n) ins Grundgesetz“, die Weiterentwicklung des Jugend-
stärkungsgesetzes, die Verbesserung des Kinderschutzes und der Forschung, die
Optimierung der Verfahrensabläufe, der Schutz von Kindern im Internet, die
Bekämpfung der Gewalt gegenüber Kindern, die Sicherstellung der Hilfen für trau-
matisierte Kinder, die Stärkung der Interessen von fremduntergebrachten Kindern,
die kontinuierliche Fortbildung von allen an familiengerichtlichen Verfahren betei-
ligten Berufsgruppen, die Verbesserung der interdisziplinären Zusammenarbeit und
vieles mehr. Der Koalitionsvertrag zieht dabei auch die Konsequenz aus Fehlern im
Staufener Missbrauchsfall: „In familiengerichtlichen Verfahren muss bei Hinweisen
auf (sexualisierte) Gewalt zur Einschätzung der Gefährdungslage eine Stellungnah-
me von Fachleuten für Gewaltschutz und – soweit relevant – der Rechtsmedizin
eingeholt werden.“
Vor diesem Hintergrund stimmt es auch bedenklich, dass trotz einstimmiger Be-
schlussempfehlung im Bundestag, trotz anschließender eindeutiger Forderung der
Kinderkommission des Deutschen Bundestages und trotz eindeutiger Stellungnah-
me der Fachverbände die Bemühungen um eine Verbesserung der Qualifikation
von Familienrichterinnen und -richtern nicht vorankommen. Natürlich ist hier nicht
nur der Bund, sondern es sind auch die Länder gefordert. Immerhin kommt all-
mählich in einigen Bundesländern Bewegung in diesen Qualitätsdiskurs (z.B. in der
Freien und Hansestadt Hamburg). Als folgerichtige Konsequenz aus dem Staufener
Missbrauchsfall sieht ein aktueller Regierungsentwurf aus Baden-Württemberg
nicht nur die Verpflichtung zur Fortbildung vor und will damit die Teilnahme nicht
mehr bei der Freiwilligkeit belassen. Die Teilnahme an entsprechenden Fortbildun-
gen soll sogar eine Dienstpflicht sein, deren Einhaltung vom Dienstgericht über-
prüft und bei Nichteinhaltung als Dienstpflichtverletzung disziplinarisch geahndet
werden kann. Auch die haushaltsrechtliche Sicherstellung ist vorgesehen.
Vor dem Hintergrund der tragischen Ereignisse in Münster muss nach alledem
konstatiert werden: Sie bewegt sich doch, die Rechtspolitik, aber leider nur im
Schneckentempo. Wenn Politik aber glaubwürdig bleiben will, dann drängt die
Zeit. Es muss daher eindringlich daran erinnert werden: Auch Koalitionsverträge
sind einzuhalten. Im Interesse der Kinder sollten diese Vereinbarungen daher nun
dringend umgesetzt werden.

Ihr

Prof. Dr. Ludwig Salgo
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